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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Plattformen-Steuertransparenzgesetz (PStTG) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 20. Juni 2024 ein Schreiben 
zum Gesetz über die Meldepflicht und den automatischen Austausch von 
Informationen meldender Plattformbetreiber in Steuersachen (Plattformen-
Steuertransparenzgesetz) veröffentlicht. 

Inhalt des Schreibens 

Gemäß § 6 Absatz 3 PStTG ist ein staatlicher Rechtsträger u.a. eine Einrichtung, 
die sich unter der Kontrolle eines Staates oder einer oder mehrerer 
Gebietskörperschaften befindet. Eine Kontrolle im Sinne dieser Vorschrift wird 
ausschließlich durch Eigentum vermittelt. Daraus folgt, dass eine Einrichtung 
generell nicht als staatlicher Rechtsträger in Betracht kommt, wenn die 
Einrichtung im Miteigentum zumindest einer Person steht, bei der es sich nicht 
um einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einen anderen Staat, 
einschließlich ihrer jeweiligen Gebietskörperschaften, handelt. 

Unter die Begriffsbestimmung des § 6 Absatz 3 PStTG fällt hiernach jeder 
staatlich beherrschte Rechtsträger (vgl. Begriffsbestimmung zu Rechtsträger in § 
6 Absatz 1 PStTG), der formal vom Staat oder seinen Gebietskörperschaften 
getrennt ist, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Rechtsträger befindet sich unmittelbar oder über einen oder 
mehrere andere staatliche Rechtsträger im Alleineigentum und 
unter der Beherrschung eines oder mehrerer staatlicher 
Rechtsträger 

2. Die Nettoeinkünfte des Rechtsträgers fließen ausschließlich 
dem Rechtsträger oder einem anderen staatlichen Rechtsträger 
oder mehreren anderen staatlichen Rechtsträgern zu, ohne 
dass ein Teil der Einkünfte einer Privatperson zugutekommt. 

3. Die Vermögenswerte des Rechtsträgers fallen bei seiner 
Auflösung einem oder mehreren staatlichen Rechtsträgern zu. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 19. Juni 2024, IV D 3 - S 1316/21/10019 :025. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-19-anwendung-PStTG.pdf?__blob=publicationFile&v=5


3 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 27. Juni 2024 

 
 
Bei einer zwischengeschalteten Personengesellschaft, die 
unmittelbar oder mittelbar an einer grundbesitzenden Gesellschaft 
beteiligt ist, ist als Anteil im Sinne von § 1 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 
des Grunderwerbsteuergesetzes ‑wie bei einer 
zwischengeschalteten Kapitalgesellschaft‑ die Beteiligung am 
Gesellschaftskapital und nicht die sachenrechtliche Beteiligung am 
Gesamthandsvermögen maßgebend (Anschluss an Urteil des BFH 
vom 27.09.2017, II R 41/15, BStBl II 2018, 667). Die rückwirkende 
Anwendung des BFH-Urteils vom 27.09.2017, II R 41/15 (BStBl II 
2018, 667) auf einen Anteilserwerb im Jahr 2012 verstößt nicht 
gegen Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes, da kein schutzwürdiges 
Vertrauen des Steuerpflichtigen in die frühere Rechtslage bestehen 
konnte. 
Zum Urteil 
 
 
Im Rahmen eines Parkhausbetriebs Dritten zur Nutzung 
überlassene Parkplätze stellen erbschaftsteuerrechtlich nicht 
begünstigtes Verwaltungsvermögen dar. Eine einschränkende 
Auslegung der entsprechenden Normen ist weder aus 
systematischen noch aus verfassungsrechtlichen Gründen 
geboten. Die Entscheidung des Gesetzgebers, bestimmte 
Nutzungsüberlassungen von Grundstücken nicht als schädliches 
Verwaltungsvermögen zu qualifizieren, ist durch seinen weiten 
Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum gedeckt. 
  
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 029/24. 
 
 
 
 
Bei der im Aussetzungsverfahren nach § 69 Abs. 3 der 
Finanzgerichtsordnung gebotenen summarischen Prüfung ist die 
Verlustverrechnungsbeschränkung für Termingeschäfte gemäß § 
20 Abs. 6 Satz 5 i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2020 vom 
21.12.2020 (BGBl I 2020, 3096) nicht mit Art. 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes vereinbar. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 7/22: 
Mittelbare Anteils-
vereinigung bei einer 
zwischengeschalteten 
Personengesellschaft 
("RETT-Blocker") - Kein 
Vertrauensschutz 
 
 
 
 
28. Februar 2024 
 

Urteil II R 27/21: 
Parkhaus als 
erbschaftsteuerrecht-
lich nicht 
begünstigtes 
Verwaltungsvermögen 
 
 
 
 
 
28. Februar 2024 
 

 

 
Urteil VIII B 113/23 
(AdV): 
Verfassungsmäßigkeit 
der Verlust-
verrechnungs-
beschränkung für 
Termingeschäfte 
 
 
 
 
7. Juni 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410110/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410109/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/parkhaus-als-erbschaftsteuerrechtlich-nicht-beguenstigtes-verwaltungsvermoegen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410113/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 27/22: Begrenzung der rückwirkenden Auszahlung 
festgesetzten Kindergeldes auf sechs Monate 
25. April 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 36/23: Keine Bindung an eine den Verlust des 
Freizügigkeitsrechts feststellende Entscheidung der Ausländerbehörde im 
Kindergeldrecht 
25. April 2024 
Zum Urteil 
 
Beschluss V S 15/22: "in camera"-Verfahren (§ 86 Abs. 1 der 
Finanzgerichtsordnung -FGO-) bei Umsatzsteuersatzermäßigung 
29. Mai 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
BFH klärt Voraussetzungen und Reichweite des datenschutzrechtlichen 
Auskunftsanspruchs 
Mit einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) erstmals zu den 
Voraussetzungen und der Reichweite des datenschutzrechtlichen 
Auskunftsanspruchs entschieden. 
Hintergrund 
Die Datenschutz-Grundverordnung gewährt in Art. 15 Abs. 1 einen Anspruch auf 
Auskunft, welche personenbezogenen Daten über einen Steuerpflichtigen 
verarbeitet werden. 
Sachverhalt 
Im vom BFH entschiedenen Verfahren verlangte ein Steuerpflichtiger zunächst 
gegenüber dem Finanzamt die Zurverfügungstellung (elektronischer) Kopien von 
Verwaltungsakten mit den ihn betreffenden personenbezogenen Daten. Das 
Finanzamt kam diesem Begehren nicht nach. 
Auch das Finanzgericht Berlin-Brandenburg sah keine rechtliche Grundlage für 
einen entsprechenden Anspruch (siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH  
Dies gilt ungeachtet der Art der Aktenführung, der Art der Dokumente oder der 
Form der Datenverarbeitung durch die Finanzverwaltung. Auch ist der 
Auskunftsanspruch nicht davon abhängig, für welche Steuerart die 
Datenverarbeitung erfolgt. Grundsätzlich ist der datenschutzrechtliche 
Auskunftsanspruch darauf beschränkt, dass der Steuerpflichtige darüber 
informiert wird, welche ihn betreffenden personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410111/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410112/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410103/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228880/update-kein-anspruch-auf-einsicht-in-die-einkommensteuerakte-auf-grundlage-der-dsgvo/
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Der Auskunftsanspruch gewährt grundsätzlich aber kein Recht auf die 
(elektronische) Zurverfügungstellung von Kopien von ganzen Akten bzw. 
einzelnen Dokumenten mit personenbezogenen Daten. Nur ausnahmsweise, 
wenn der Steuerpflichtige diese zwingend benötigt, um seine Rechte nach der 
Datenschutz-Grundverordnung durchsetzen zu können, sind ihm auch Kopien 
von Dokumenten mit seinen personenbezogenen Daten (elektronisch) zur 
Verfügung zu stellen. 
Zu den Grenzen des Auskunftsanspruchs hat der BFH im Übrigen klargestellt, 
dass die Finanzverwaltung zwar einen gegen sie gerichteten Auskunftsanspruch 
nach der Datenschutz-Grundverordnung zurückweisen kann, falls dieser 
offenkundig unbegründet oder exzessiv ist. Hierfür muss sie jedoch die Umstände 
darlegen, die zu einer offenkundigen Unbegründetheit beziehungsweise zu einem 
Exzess des Auskunftsersuchens führen. Dass der Steuerpflichtige mit seinem 
Auskunftsersuchen Ziele außerhalb der Datenschutz-Grundverordnung verfolgt, 
erlaubt der Finanzverwaltung nicht, die Auskunft über die verarbeiteten 
personenbezogenen Daten zu verweigern. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 12. März 2024 (IX R 35/21), veröffentlicht am 20. Juni 2024, vgl. 
die Pressemitteilung 027/24. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Grundsteuer B nach dem Landesgrundsteuergesetz Baden-Württemberg ist 
verfassungsmäßig 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat mit aktuellen Urteilen entschieden, 
dass das Landesgrundsteuergesetz vom 4.11.2020 verfassungsgemäß ist. Die 
Revision gegen die Urteile an den Bundesfinanzhof wurde zugelassen. 
Sachverhalt 
Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahr 2018 die Vorschriften zur 
Einheitsbewertung, die bisher Grundlage für die Bemessung der Grundsteuer 
waren, für verfassungswidrig erklärt, weil die Einheitswerte der Grundstücke 
bezogen auf ihren Verkehrswert in ihrer Relation nicht realitäts- und 
gleichheitsgerecht bemessen waren, sondern zu Wertverzerrungen geführt 
hatten. Das Bundesverfassungsgericht gab dem Gesetzgeber auf, eine 
verfassungsgemäße Neuregelung zu treffen. 
Der Landesgesetzgeber hat in der Folge durch das Gesetz zur Regelung einer 
Landesgrundsteuer (Landesgrundsteuergesetz) vom 4. November 2020 von 
seiner Möglichkeit, ein vom Grundsteuergesetz des Bundes abweichendes 
Landesgesetz zu erlassen, Gebrauch gemacht. 
Das Landesgrundsteuergesetz unterwirft unter anderem das Grundvermögen der 
Grundsteuer (sog. Grundsteuer B). Der Grundsteuerwert der Grundstücke 
ermittelt sich durch Multiplikation der Fläche des Grund und Bodens mit dem 
jeweiligen von den Gutachterausschüssen der Kommune festgesetzten 
Bodenrichtwert. Durch Multiplikation des Grundsteuerwerts mit der sog. 
Steuermesszahl (bei üblichen Wohngrundstücken 0,91 Promille) wird der 
Grundsteuermessbetrag ermittelt, auf den sodann der von der jeweiligen 
Gemeinde festgelegte Hebesatz zur Berechnung der Grundsteuer angewandt 
wird. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/bfh-klaert-voraussetzungen-und-reichweite-des-datenschutzrechtlichen-auskunftsanspruchs/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/243898/access-for-taxpayers-to-personal-data-information-pursuant-to-the-general-data-protection-regulation/
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Gegen das Landesgrundsteuergesetz, vor allem gegen die Bemessung des 
Grundsteuerwerts, wurden von den Klägern in den beiden heute entschiedenen 
Musterverfahren zahlreiche verfassungsrechtliche Einwände vorgetragen. Diese 
hat das Finanzgericht Baden-Württemberg allesamt zurückgewiesen. 
Richterliche Entscheidung 
Nach Auffassung des Finanzgerichts Baden-Württemberg ist es mit dem 
allgemeinen Gleichheitssatz des Grundgesetzes vereinbar, dass der 
Landesgesetzgeber entgegen der bisherigen Einheitsbewertung und auch 
abweichend von den Neuregelungen sowohl im Bund als auch in anderen 
Bundesländern die Grundsteuer ausschließlich auf den Grund und Boden ohne 
Berücksichtigung der aufstehenden Gebäude erhebt. 
Der Gesetzgeber habe nach der gefestigten Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts bei der Auswahl des Steuergegenstands einen 
weiten Spielraum. Es sei deshalb zulässig, dass der Landesgesetzgeber nur den 
Grund und Boden eines Grundstücks mit Grundsteuer belaste und die Gebäude 
außer Acht lasse. 
Das maßgebliche und verfassungsrechtlich zulässige Bemessungsziel beim 
Grundsteuerwert sei der Verkehrswert des Grund und Bodens. Im Verkehrswert 
bilde sich sowohl das durch die kommunale Infrastruktur beeinflusste 
Nutzenpotential des Grund und Bodens als auch die objektive Leistungsfähigkeit 
des Eigentümers ab, denn es gelte: Je höher der mit dem Grund und Boden 
erzielbare Ertrag, desto höher der Verkehrswert und desto höher zugleich die 
objektive Leistungsfähigkeit des Eigentümers. 
Die Heranziehung der Bodenrichtwerte zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
sei folgerichtig, weil der von den Gutachterausschüssen mit Hilfe der 
Kaufpreissammlung abgeleitete Bodenrichtwert auf die Ermittlung des 
Verkehrswerts abziele und daher geeignet sei, die Grundstücke – wie vom 
Bundesverfassungsgericht gefordert – im Verhältnis zueinander realitätsgerecht 
zu bewerten. Dass dadurch bislang in Form der Einheitsbewertung stark 
unterbewertete Grundstücke einer höheren Grundsteuer unterworfen würden, sei 
Folge der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts und 
verfassungsrechtlich hinzunehmen. 
Der Ansatz des Bodenrichtwerts einer Zone für alle Grundstücke dieser Zone, 
ohne Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls, sei 
verfassungsrechtlich zulässig, weil erstens jede Verkehrswertermittlung eine mit 
Ungenauigkeiten verbundene Schätzung sei und zweitens angesichts der großen 
Zahl zu bewertender Grundstücke – wie die alte Einheitsbewertung gezeigt habe 
– andernfalls die Gefahr eines unüberwindlichen Verwaltungsaufwands der 
erforderlichen periodischen Aktualisierung der Werte entgegenstehen würde. 
Der mit dieser pauschalen Regelung angestrebte Wertkorridor von plus/minus 30 
% bezogen auf den Verkehrswert sei deshalb verfassungsrechtlich hinnehmbar 
und könne durch die sog. Öffnungsklausel, wonach die Eigentümer im Einzelfall 
durch Sachverständigengutachten einen abweichenden Verkehrswert 
nachweisen könnten, auch in Ausnahmefällen eingehalten werden. 
Die Ermittlung der Bodenrichtwerte erfordere besondere fachliche Kenntnisse und 
Ortsnähe. Es sei deshalb mit dem Anspruch auf effektiven Rechtsschutz zu 
vereinbaren, dass den Gutachterausschüssen bei der Feststellung der 
Bodenrichtwerte ein Beurteilungsspielraum zuerkannt werde und die Überprüfung 
durch die Finanzgerichte sich auf etwaige Unzulänglichkeiten bei der 
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ZUM SEMINAR 

Sachverhaltsfeststellung, methodische Fehler und die Einhaltung der hierzu 
ergangenen gesetzlichen Vorschriften beschränke. 
Das öffentliche Interesse an der vom Bundesverfassungsgericht angeordneten 
Reform der Grundsteuer überwiege das Interesse der Grundstückseigentümer an 
der Vorhersehbarkeit der Grundsteuerlast für den Übergangszeitraum von der 
erstmaligen Feststellung der neuen Grundsteuerwerte durch die Finanzämter bis 
zur erstmaligen Festsetzung der Grundsteuer durch die Kommunen nach dem 
neuen Gesetz. Es sei deshalb hinzunehmen, dass die konkrete Höhe der 
Grundsteuer derzeit noch nicht beziffert werden kann, weil die Kommunen die ab 
1. Januar 2025 geltenden Hebesätze noch nicht bestimmt haben. 
Fundstelle 
Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteile vom 11. Juni 2024 (8 K 2368/22 und 8 
K 1582/23); die Revision wurde zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts 
bekannt, siehe die Pressemitteilung 1/2024 des Finanzgerichts. 
 

Business Meldungen 
 
Studie zur Praxis der Betriebsprüfungen in Deutschland 
  
Unsere aktuelle Studie beleuchtet Trends in der Betriebsprüfung in Deutschland 
und zeigt auf, wie Steuerfunktionen durch effizientes Management gut vorbereitet 
sind. 
 
Angesichts der Entwicklungen in der Betriebsprüfungspraxis ist es entscheidend, 
dass Unternehmen die richtige Steuerstrategie entwickeln, um nicht nur den 
wachsenden Anforderungen gerecht zu werden, sondern auch für den Fall einer 
Betriebsprüfung gewappnet zu sein.   
 
Die Studie soll eine Hilfestellung bieten, um sich einen Einblick über jüngste 
Entwicklungen in diesem Bereich zu verschaffen.  
 
Hier geht es zur vollständigen Studie „Betriebsprüfung 2024“  
 
Mehr erfahren  
 
 

Terminplaner 
  
Digital Breakfast – Pillar 2 Power 
Platform 
Webinar, 16.7.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

https://www.pwc-events.com/digital-breakfast
https://pages.pwc.de/pwc-studie-betriebspruefung-2024?utm_source=linkedin&utm_medium=social&utm_campaign=tax_and_legal_solutions&utm_id=701Vl000009GTnFIAW&utm_term=private_channel_ArneSchnitger
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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